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Die nach mühsamen Verhandlungen schließlich erreichte Eini­
gung über die Einrichtung des Gemeinsamen Rohstoffonds 
sowie der unmittelbar bevorstehende Beginn der fünften 
Welthandelskonferenz (vgl. S. 67 dieser Ausgabe) rücken die 
Bemühungen der Weltorganisation um Fortschritte auf dem 
Wege zu einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung 
wieder verstärkt ins Blickfeld der Öffentlichkeit. Anlaß ge­
nug, sich einmal nicht mit dem Programm selbst1, sondern 
mit den Ursprüngen und Hintergründen des Konzepts zu 
beschäftigen. Eine derartige Analyse bietet die Grundlage 
für ein Verständnis der internationalen Diskussion und der 
Kräfte, die an der Neugestaltung der Weltwirtschaftsbezie­
hungen mitwirken. 

Das Konzept der Neuen Weltwirtschaftsordnung (NWWO) ist 
ein Stichwort für die Umstrukturierung der Nord-Süd-Bezie­
hungen des internationalen Wirtschaftssystems geworden. 
Mehr noch, es bezeichnet die wichtigste internationale sozio-
ökonomische Frage, die uns über das Ende dieses Jahrhun­
derts hinaus beschäftigen wird: die Beseitigung der absolu­
ten Armut in den Entwicklungsländern und die gleichberech­
tigte Eingliederung dieser Länder in das internationale Wirt­
schaftssystem. Das NWWO-Programm versteht sich als ein 
Versuch, einige der für eine Reorganisierung der Weltwirt­
schaft notwendigen Maßnahmen in die Diskussion zu brin­
gen. Darum deckt es die Hauptdimensionen der Nord-Süd-
Beziehungen ab: Handel und Grundstoffe, Kapitalhilfe und 
internationales Währungssystem, Wissenschaft und Technolo­
gie, Industrialisierung, Ernährung und Landwirtschaft sowie 
Zusammenarbeit zwischen den Entwicklungsländern. Be­
trachtet man den historischen Zusammenhang, in dem die 
Diskussion um die NWWO stattfindet, so treten die folgen­
den sechs Faktoren deutlich hervor: 

1. die Konsolidierung der politischen Unabhängigkeit der 
Entwicklungsländer und die Stabilisierung der globalen 
politisch-militärischen Situation; 

2. die volle Erkenntnis der Bedeutung wirtschaftlicher Ent­
wicklung und die Enttäuschung über die Ergebnisse der 
Entwicklungsanstrengungen der sechziger Jahre; 

3. die Zweifel am herrschenden Entwicklungsmodell; 
4. die Entwicklung der Bewegung der Blockfreien zu einer 

internationalen >pressure group< mit dem Ziel der Neu­
gestaltung des Weltwirtschaftssystems; 

5. die Politisierung der Entwicklungsproblematik; und 
6. das wachsende Selbstbewußtsein der Entwicklungsländer. 

•1 Die meisten Entwicklungsländer wurden Ende der vier­
ziger und fünfziger Jahre unabhängig oder befreiten sich 

weitgehend von der politischen Vormundschaft ehemaliger 
Hegemonialmächte. Vordringliche und selbstverständliche 
Zielsetzung dieser Länder war es dann, ihre politische Unab­
hängigkeit zu konsolidieren. Dies war um so wichtiger, da 
während des Kalten Krieges der Druck besonders stark war, 
sich an eine der rivalisierenden Führungsmächte anzulehnen. 
Die afro-asiatische Konferenz von Bandung im April 1955 war 
der erste größere Versuch, die frisch gewonnene politische 
Unabhängigkeit durch Zusammenarbeit untereinander abzu­
sichern. Die Gründung der Bewegung der Blockfreien auf 
ihrer ersten Gipfelkonferenz im September 1961 in Belgrad 
gab dann dieser Zusammenarbeit eine festere und kontinuier­
lichere Basis 2. 

Die Blockfreien bildeten in dieser Phase einen Zusammen­
schluß, der ganz überwiegend auf politische Ziele angelegt 
war. Diese Ziele spiegelten vor allen Dingen die militärisch 

schwache und weltpolitisch gefährdete Lage der einzelnen 
Mitglieder wider: Entkolonisierung, nationale Selbstbestim­
mung, Ablehnung der Apartheid, Auflösung der politischen 
und militärischen Blöcke, friedliche Koexistenz, Auflösung 
militärischer Stützpunkte auf fremdem Gebiet, Abrüstung, 
Anerkennung der territorialen Integrität aller Staaten, Nicht­
einmischung in die inneren Angelegenheiten von Staaten und 
Stärkung der Vereinten Nationen. 
Am Ende der sechziger und Anfang der siebziger Jahre wa­
ren viele dieser Ziele erreicht oder hatten zumindest an 
Dringlichkeit verloren. Die meisten Kolonien hatten ihre Un­
abhängigkeit erhalten, und die globale Rivalität der Groß­
mächte sowie der daraus resultierende Druck auf die Länder 
der Dritten Welt hatten nachgelassen. Eine gewisse globale 
politisch-militärische Stabilität war erreicht worden durch 
die Bestätigung der jeweiligen Einflußsphären (Tschechoslo­
wakei-Krise 1968), die weltpolitische Deeskalation des Viet­
nam-Krieges, den Beginn der Entspannungs- und Ostpolitik 
sowie durch den erfolgreichen Abschluß von Verhandlungen 
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen, eine Begrenzung 
der strategischen Waffen ( S A L T I), die europäische Sicher­
heit (KSZE) und Berlin. Obwohl diese Ereignisse nicht die 
grundlegenden Probleme des Ost-West-Konflikts gelöst und 
die Möglichkeit einer militärischen Katastrophe noch nicht be­
seitigt hatten, gaben sie doch den Blick frei auf andere inter­
nationale Aufgaben. 

2 Für die Länder der Dritten Welt bedeutete dies vor allem, 
daß Fragen der Wirtschaftsentwicklung in den Vorder­

grund rückten. Bei Erlangung der Unabhängigkeit herrschte 
zunächst weithin der Glaube, daß viele der Probleme der 
Entwicklungsländer vornehmlich eine Funktion ihrer bishe­
rigen politischen Abhängigkeit gewesen waren. Mit Erre i ­
chung der Unabhängigkeit, durch die volle Teilnahme an den 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen — deren Vorteile 
relativ schnell zu den Dritte-Welt-Ländern durchsickern 
würden — und mit Unterstützung einer Reihe regionaler und 
internationaler Entwicklungsprogramme, so hoffte man, w ü r ­
de sich die wirtschaftliche Situation rapide verbessern. Am 
Ende der sechziger Jahre hatten sich diese Hoffnungen zer­
schlagen. Die erste Entwicklungsdekade, die 1961 mit hohen 
Erwartungen von der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen verkündet worden war, erwies sich als Fehlschlag; 
die Strategie für die zweite Dekade wurde daraufhin 1970 
mit sichtbarer Ernüchterung verabschiedet. Die > Allianz für 
den Fortschritt« zwischen den Vereinigten Staaten und L a ­
teinamerika, die im August 1961 mit großem Enthusiasmus 
aus der Taufe gehoben worden war, verlief sich. Das erste 
Jaunde-Abkommen (1963) wurde durch das zweite und dann 
das Aruscha-Abkommen ersetzt (1969), aber die daran ge­
knüpften Erwartungen erfüllten sich trotz der verbesserten 
Bedingungen, die die späteren Verträge enthielten, nicht. 
Die Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Na­
tionen (UNCTAD) machte nach einem vielversprechenden 
Anfang mit ihrer ersten Tagung im Jahre 1964 während der 
folgenden zweiten (1968) und dritten (1972) Runde kaum 
Fortschritte und erhöhte nur noch die Frustration der Ent ­
wicklungsländer. Das gleiche gilt für die Gruppe der 77, 
die sich 1964 bei U N C T A D I konstituiert hatte3 und die, ab­
gesehen von ihren Ministerkonferenzen zur Vorbereitung der 
jeweiligen UNCTAD-Tagungen, vor allen Dingen versucht, 
die wirtschaftlichen Belange der Dritten Welt in der Tages­
arbeit von U N C T A D und UN-Generalversammlung zu vertre­
ten. 
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Am Ende des letzten und zu Beginn dieses Jahrzehnts wurde 
offensichtlich, daß die wirtschaftliche Lage der Entwicklungs­
länder, verstärkt noch durch ein ungebremstes Bevölke­
rungswachstum, weiterhin katastrophal blieb. Während das 
Pro-Kopf-Einkommen (zu Preisen von 1970) in den Industrie­
ländern zwischen 1960 und 1975 von 2000 auf 3000 US-Dollar 
stieg, erhöhte es sich in den Entwicklungsländern nur um 91 
— von 169 auf 260 Dollar. Und das geschah während eines 
Zeitraumes, in dem die Industrieländer eine beispiellose Aus­
weitung ihres Wohlstands erlebten. Die regionalen und in­
ternationalen Entwicklungsprogramme und generell die Me­
chanismen des internationalen Wirtschaftssystems hatten also 
nicht erreicht, was sie zu versprechen schienen. Diese E r ­
kenntnis kam zur gleichen Zeit, als die Entwicklungsfrage, 
wie oben ausgeführt, sowieso schon in den Vordergrund 
rückte. Die Entwicklungsländer begannen zu erkennen, daß 
politische Unabhängigkeit eine Illusion sein kann, wenn sie 
nicht durch ein Mindestmaß an wirtschaftlicher Unabhängig­
keit untermauert ist. Die Notwendigkeit von Entwicklung 
wurde daher mit neuer Dringlichkeit gesehen. 

•2 Dabei stellte sich aber die Frage, ob die anhaltenden 
Schwierigkeiten der Entwicklungsländer nicht (oder zu­

mindest nicht auch) eine Funktion der internationalen Mecha­
nismen und Strukturen sein könnten, durch die die Dritte 
Welt mit den Industrieländern verbunden ist. Es wurden 
sogar Stimmen laut, die das Entwicklungsmodell, an dem sich 
die allermeisten Länder der Dritten Welt orientieren, in F r a ­
ge stellten. Zwei Hauptcharakteristika des bestehenden Mo­
dells gaben dabei besonderen Anlaß zur Krit ik: seine Welt­
marktorientierung und seine Betonung quantitativer Wachs­
tumsraten. 
Im vorherrschenden Modell sind die Außenbeziehungen, 
und dabei insbesondere der Handel, der Motor der Entwick­
lung. Über den Handel setzt sich das Wachstum der ent­
wickelten Länder in eine erhöhte Nachfrage nach Importen 
aus den Entwicklungsländern um, was wiederum die Indu­
strialisierung der letzteren anregt. Falls sich das Wachstum 
des Nordens aber nicht unmittelbar in eine höhere Import­
nachfrage umsetzt, oder wenn sich dieses Wachstum verlang­
samt (etwa durch eine Rezession), so verlangsamt sich auch 
der Industrialisierungsprozeß des Südens oder kommt gar zu 
einem Stillstand. Die Erfahrungen der sechziger Jahre hatten 
den indirekten Mechanismus dieses Konzepts aber in Frage 
gestellt. Dazu kam noch, daß die Außenorientierung zu er­
höhten strukturellen Deformationen in den Volkswirtschaften 
der Entwicklungsländer führte und darüber hinaus ihre Ab­
hängigkeit vom Norden zusätzlich verstärkte 4 . Der Zustand 
der Unterentwicklung wurde damit weiter vertieft. 
Aus diesen Gründen wurde die Idee der >Self-Reliance< — am 
besten mit >Vertrauen in die eigene Kraft< zu übersetzen — 
in die internationale Diskussion gebracht. Dies geschah im 
April 1970 durch den tansanischen Präsidenten Julius K . 
Nyerere, in dessen Land das Konzept zuvor schon eine be­
deutende Rolle gespielt hatte, in einer programmatischen Re­
de auf der in Dar-es-Salaam abgehaltenen Vorbereitungs­
konferenz5 für die dritte Gipfelkonferenz der Blockfreien. 
Diese Gipfelkonferenz, die im September 1970 in Lusaka ab­
gehalten wurde, griff dann die Thematik auf und verab­
schiedete eine Erklärung über Wirtschaftsentwicklung, die 
ihren Schwerpunkt in einer Darlegung des Konzepts der 
> Self-Reliance< hatte6. Auf der nachfolgenden Außenmini­
sterkonferenz der Blockfreien in Georgetown im August 1972 
wurde dieses Konzept dann weiterentwickelt und man be­
schloß, Koordinierungsländer für die auf einer Reihe von 
Gebieten zu unternehmenden gemeinsamen Anstrengungen 
zu benennen7. 

Die neue Konzeption verlangte logischerweise auch eine ge­
meinsame Haltung gegenüber Auslandsdirektinvestitionen. 
Dies wurde dann auch (erstmalig) ausdrücklich in den Schluß­

dokumenten der Gipfelkonferenz von Lusaka niedergelegt. 
Die Georgetown-Konferenz beschloß daraufhin die Einset­
zung eines Expertenausschusses, der damit beauftragt wurde, 
ein gemeinsames Statut für Auslandsinvestitionen zu ent­
werfen. E in derartiger Entwurf lag dann im August 1975 in 
Lima der fünften Außenministerkonferenz der Blockfreien 
vor, die es aber nicht für die Gruppe als Ganzes annahm, 
sondern es lediglich an die Regierungen zwecks Beachtung 
bei nationalen Kontrollansätzen verwies. Die Außenminister­
konferenz beschloß aber, daß ein Informationszentrum der 
Blockfreien über transnationale Unternehmen errichtet wer­
den sollte. 

Der >Self-Reliance<-Ansatz ist bisher nicht zum tragenden 
Entwicklungsmodell der Dritten Welt geworden, obwohl er 
(meist als Zusammenarbeit zwischen Entwicklungsländern«:) 
Eingang in alle neueren internationalen Entwicklungspro­
gramme gefunden hat. E r steht dort aber wegen seiner stär­
keren Inlands- (und Dritte Welt-) Orientierung in einem 
Spannungsverhältnis zu der überwiegenden Gesamtprogram­
matik, die weiterhin weltmarktorientiert bleibt. E r ist damit 
ein Alternativmodell, das in seiner radikalen Form eines völl i ­
gen >Abhängens< der Entwicklungsländer von den Industrie­
ländern wegen der damit verbundenen Kosten wohl im Nor­
malfall nicht zu verwirklichen ist, das aber dennoch als Ideal­
typus für partielle Strategien und als allgemeines Leitbild 
durchaus von Bedeutung sein kann 8 . Darüber hinaus liegt die 
Bedeutung der >Self-Reliance<-Diskussion vor allem darin, 
daß sie der politischen Diskussion erstmals den Blick freige­
geben hat auf die strukturelle Art und die strukturellen U r ­
sachen der in das Weltwirtschaftssystem eingebetteten Unter­
entwicklung. E s wurde damit ein Analyseprozeß eingeleitet, 
der dazu führte, daß kritisch nach den Zwecken des Systems 
gefragt und damit die internationale Entwicklungsdiskussion 
in Richtung auf Grundsatzfragen gelenkt wurde. 
Der zweite Strang der Krit ik am bestehenden Modell ent­
zündete sich an der Überbetonung quantitativer, am Brutto­
sozialprodukt gemessener Wachstumsraten. Man erkannte, 
daß Wachstum alleine die Armut nicht beseitigt, da Wachs­
tumsraten keine Auskunft über die Qualität und Verteilung 
des Wachstums geben. Versteht man unter Entwicklung eine 
qualitative Verbesserung des Lebensstandards der gesamten 
Bevölkerung, dann kann Wachstum nicht ohne weiteres mit 
Entwicklung gleichgesetzt werden. Diese Einsicht führte zu 
einer Rückbesinnung auf die Grundfrage der Entwicklungs­
politik: Welche Verbesserungen werden für wen angestrebt? 
Mit anderen Worten: Was sind die eigentlichen Ziele von 
Entwicklung? 

Die Antwort war für viele eine Hinwendung zur Konzeption 
der Grundbedürfnisse. Danach bedeutet Entwicklung zunächst 
einmal, daß die Bedürfnisse aller Schichten nach primären 
Konsumgütern (insbesondere Nahrungsmittel, Kleidung, 
Wohnung), Dienstleistungen (insbesondere Wasserversor­
gung, Gesundheit, Erziehung, Transport) und Arbeit befrie­
digt werden müssen und daß die Entwicklungspolitik bewußt 
und direkt auf diese Ziele angelegt sein soll. Solch eine Ziel­
orientierung verlangt natürlich auch hohe Wachstumsraten — 
aber ein qualitativ anderes Wachstum als bisher und ein 
Wachstum, das direkt auf breite Zielgruppen und insbesonde­
re die bisher völlig vernachlässigten ärmsten 40 Prozent der 
Bevölkerung zugeschnitten ist, sich also nicht auf einen in­
ternen >Durchsickerungseffekt< verläßt. 

A Am Ende der sechziger und zu Anfang der siebziger 
Jahre konvergierten also eine Reihe von Prozessen: Die 

meisten Entwicklungsländer hatten ihre politische Unabhän­
gigkeit erhalten und konsolidiert; die globale politisch-mili­
tärische Lage hatte sich stabilisiert; die Entwicklungsländer 
begannen damit, Entwicklungsfragen größere Bedeutung beizu­
messen; die regionalen und die internationalen Entwicklungs-
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programme hatten enttäuschende Ergebnisse gezeitigt; und 
Zweifel begannen sich zu regen, ob das zugrunde liegende 
Entwicklungsmodell angebracht sei. In dieser Situation spiel­
te die Bewegung der Blockfreien eine entscheidende Rolle, in­
dem sie die politischen Schlußfolgerungen aus der Kombina­
tion dieser Prozesse zog. Nur die Bewegung der Blockfreien 
war dazu in der Lage, weil sie die einzige umfassende Or­
ganisation von Entwicklungsländern ist, die solche politi­
schen Schlüsse ziehen und ihnen das nötige Gewicht in der 
internationalen Diskussion verleihen kann. Seit der Grün­
dung der Bewegung der Blockfreien hat ihre Mitgliederzahl 
ständig zugenommen. Beim ersten Gipfeltreffen in Belgrad 
im September 1961 waren es 25 Vollmitglieder, beim fünften 
Gipfeltreffen in Colombo im August 1976 waren es 85. Dazu 
kam noch eine Anzahl von Beobachtern und Gästen. Den 
Blockfreien war es damit gelungen, den größten Teil der 
Entwicklungsländer zu mobilisieren. 
Darüber hinaus intensivierte sich die Zusammenarbeit unter 
den Mitgliedern der Bewegung seit 1970 beträchtlich. Vor 
1970 erstreckte sie sich praktisch kaum auf Ebenen unterhalb 
der vorbereitenden Außenministerkonferenzen. Seit dem Gip­
fel von Lusaka entwickelte sich jedoch eine hochstrukturierte 
Organisation, die sich bis hinunter auf die Ebene von Sym­
posien und Seminaren erstreckt. Die Bedeutung der verstärk­
ten und institutionalisierten Kontakte liegt darin, daß Mög­
lichkeiten geschaffen werden, horizontale, also von den frü­
heren Kolonialmächten unabhängige, Kommunikationskanä­
le zu entwickeln, Erfahrungen auszutauschen, Interessen zu 
definieren, sich gegenseitig abzustimmen — und das alles in 
einem Rahmen, der von einem höheren politischen Bewußt­
sein geprägt ist als der der Gruppe der 77. Es wird damit die 
Möglichkeit für einen politischen Sozialisationsprozeß gebo­
ten und die Infrastruktur für eine effektive Zusammenarbeit 
geschaffen. 
Die organisatorische Ausformung der Koalition der Dritten 
Welt ging Hand in Hand mit einer Verlagerung des Schwer­
punkts der inhaltlichen Tätigkeit der blockfreien Bewegung. 
Vor dem Gipfeltreffen in Lusaka 1970 hatten sich die Block­
freien hauptsächlich mit politischen Fragen beschäftigt, wie 
das auch in der obigen Aufzählung der Hauptziele der Be­
wegung zum Ausdruck kam. Beim Lusaka-Gipfel erhielten 
entwicklungspolitische Fragen erstmalig beträchtliche Auf­
merksamkeit. Diese Themenverschiebung entfaltete sich 
weiter auf der Außenministerkonferenz in Georgetown 1972 
und wurde dann 1973 auf der Gipfelkonferenz von Algier mit 
der Annahme der >Wirtschaftserklärung<, des Aktionspro­
gramms für wirtschaftliche Zusammenarbeit« und einer Reihe 
einschlägiger Resolutionen ratifiziert: entwicklungspolitische 
Fragen wurden in ihrer Bedeutung voll anerkannt und ent­
wicklungspolitische Zielsetzungen wurden gleichrangig unter 
die Hauptziele der Bewegung eingereiht. Das in Algier ange­
nommene Wirtschaftsprogramm zeichnete in groben Zügen 
bereits den Inhalt der Resolutionen der Sechsten Son­
dertagung der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
und damit des Programms der NWWO vor 9. 
In den Jahren nach der Gipfelkonferenz von Algier verlagerte 
sich der Schwerpunkt der sich verdichtenden organisierten 
Arbeit der Blockfreien auf die wirtschaftlichen Zielsetzungen, 
und der größte Teil der konstruktiven Dynamik der Bewe­
gung ging von ihnen aus. Die Bewegung der Blockfreien 
hatte sich damit innerhalb weniger Jahre von einem eher in­
formellen Club gleichgesinnter Staats- und Regierungschefs 
zu einer hochorganisierten und -strukturierten internationa­
len > pressure group < mit dem Ziel der Neugestaltung des 
Weltwirtschaftssystems gewandelt. 

c Diese Entwicklung hatte selbstverständlich Einfluß auf 
die Art und Weise, in der das Entwicklungsanliegen vor­

getragen und verfolgt wurde. Während der sechziger Jahre 
und sogar noch zur Zeit von UNCTAD I I I (1972) wurden Ent­

wicklungsfragen von den Ländern der Dritten Welt als >low 
politics < betrachtet und den Finanz-, Wirtschafts- und Pla­
nungsministerien überlassen. Aus diesem Grund schlugen 
Versuche, dieser Problematik größere Aufmerksamkeit zu 
widmen — wie in der >Charta von Algier«, die 1967 von 
der Gruppe der 77 in Vorbereitung von U N C T A D I I ange­
nommen worden war — fehl. Zwischen 1970 und 1973 wurden 
Entwicklungsfragen jedoch >high politics«; sie wurden von der 
Ebene der Fachministerien auf die Ebene der Staats- und Re­
gierungschefs emporgehoben. Mit anderen Worten: Das Ent ­
wicklungsanliegen war politisiert worden. 
Wichtig ist dabei nicht, daß viele der konkreten Vorschläge in 
der einen oder anderen Form bereits vorher in anderen Gre­
mien vorgebracht worden waren. Wichtig ist vielleicht noch 
nicht einmal, daß grundsätzliche Änderungen angestrebt 
wurden. Von entscheidender Bedeutung ist jedoch, daß sich 
die Bewegung der Blockfreien als die politische Koalition 
der Dritten Welt dieser Vorschläge annahm und sie mit ihrem 
gesamten politischen Gewicht unterstützte. Ausschlaggebend 
wurde nicht die Neuartigkeit der Ideen, sondern der politi­
sche Stellenwert, der ihnen jetzt gegeben wurde. 
Mit dem Algier-Gipfel war das Entwicklungsanliegen ein vor­
rangiger Punkt der Tagesordnung der Blockfreien geworden. 
Und von da war es nur ein kleiner Schritt, bis das Entwick­
lungsanliegen auch ein vorrangiger Punkt der internationalen 
Tagesordnung werden würde. Aber der Zeitplan der Block­
freien, die in Algier eine UN-Sondertagung für das Jahr 
1975 über Entwicklungsfragen gefordert hatten, wurde durch 
den einen Monat später ausbrechenden Krieg zwischen Israel 
und den arabischen Staaten über den Haufen geworfen. 

/ Mit der zunehmenden Neueinschätzung der Bedeutung 
wirtschaftlicher Faktoren begannen die Entwicklungslän­

der verstärkt die Möglichkeiten ihrer Verhandlungsmacht zu 
erkennen. Begrenzt wie sie sind, liegen diese hauptsächlich auf 
wirtschaftlichem Gebiet. Eine Schlüsselrolle spielen dabei die 
Rohstoffe. 
Diese Schlüsselrolle ist doppelter Natur. Zum einen bezieht 
sie sich auf die Rolle der Rohstoffe für den Entwicklungs­
prozeß der Entwicklungsländer. Für die meisten Entwick­
lungsländer ist die Produktion von Grundstoffen das F u n ­
dament ihrer eigenen Entwicklung. Deshalb müssen sie auch 
so weit wie möglich in den Dienst dieser Entwicklung ge­
stellt werden. Dies bedeutet zunächst eine größtmögliche Be­
teiligung an den Werten, die durch die Rohstoffproduktion 
geschaffen werden. Preise, Lizenzabgaben und ähnliches sind 
dabei die Mittel, durch die ein größerer Anteil an diesen 
Werten abgeschöpft werden soll. Außerdem soll versucht 
werden, die indirekten (Multiplikations-)Effekte, die durch 
die weiterführende Verarbeitung von Rohstoffen erzeugt 
werden, in den Dienst der eigenen Entwicklung zu stellen. 
Das bedeutet wiederum, daß diese Verarbeitung in den Roh­
stoffproduktionsländern stattfinden muß. Da aber die K o n ­
trolle der Bodenschätze aus historischen Gründen häufig in 
den Händen transnationaler Unternehmen liegt — und diese 
wiederum normalerweise mehr an einer transnationalen ver­
tikalen und nicht an einer nationalen horizontalen Integra­
tion der Produktionsprozesse interessiert sind —, behalten 
sich die Entwicklungsländer das Recht vor, diese Naturschät­
ze und die dazugehörigen Produktionsstätten auf der Basis 
des Prinzips der ständigen Souveränität über natürliche Res­
sourcen zu verstaatlichen, wenn es im Interesse der nationa­
len Wirtschaftsentwicklung notwendig werden sollte. 
Zum anderen sind Rohstoffe ein Verhandlungsinstrument in 
den Beziehungen mit den Industrieländern. Grundstoffer­
zeugerzusammenschlüsse spielen dabei eine besondere Rolle, 
und es ist daher nicht verwunderlich, daß die Entwicklungs­
länder das Recht auf solche Zusammenschlüsse legitimiert 
sehen wollen. Der Prototyp einer Organisation von Grund­
stofferzeugern ist die Organisation der ölausfuhrländer O P E C . 
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Der Bundespressekonferenz stellte sich Kurt Waldheim am 28. März 
in Bonn (unser Bild). Die Fragen der Journalisten bezogen sich unter 
anderem auf die Themen Nahost, Friedenstruppen, Namibia, inter­
nationaler Terrorismus und Nord-SUd-Beziehungen. Skeptisch zeigte 
sich der UN-Generalsekretär bezüglich des Friedensschlusses zwischen 
Israel und Ägypten; die Kernfrage, das Palästinenserproblem, bleibe 
offen. Früher oder später werde eine multilaterale Lösung erfolgen 
müssen, doch gelte es vorerst den weiteren Verlauf der derzeitigen 
Bemühungen abzuwarten. 

Und die O P E C zeigt auch, wie die wachsende Bewußtwer-
dung hinsichtlich der Bedeutung wirtschaftlicher Faktoren 
die Handlungen der Entwicklungsländer beeinflußte. Obwohl 
die O P E C bereits 1960 gegründet wurde, verbrachte sie die 
gesamten sechziger Jahre damit, über eine Neuverteilung der 
Lizenzgebühren zu verhandeln, die im Endeffekt zusätzliche 
Einnahmen in Höhe von 25 Millionen Dollar einbrachte. Da­
gegen stiegen die Einnahmen der OPEC-Mitgliedstaaten zwi­
schen 1970 und 1974 um etwa 80 Milliarden Dollar; darüber 
hinaus gingen nahezu alle Erdölproduktionsstätten von aus­
ländischer in einheimische Kontrolle über. 
Der Erfolg der O P E C war es dann auch, der den in Algier 
vorgesehenen Zeitablauf beschleunigte. Im Gegenzug zu der 
von den Vereinigten Staaten für den Februar 1974 einbe­
rufenen Washingtoner Engergiekonferenz ersuchte der a l ­
gerische Präsident Houari Boumedienne in seiner Eigen­
schaft als amtierender Präsident der Bewegung der Block­
freien um die Einberufung einer Sondertagung der UN-Gene­
ralversammlung 1 0. Darauf wurde für den Zeitraum vom 9. 
April bis zum 2. Mai 1974 die Sechste Sondergeneralversamm­
lung einberufen, auf der dann Erklärung und Aktionspro­
gramm zur Errichtung einer neuen internationalen Wirt­
schaftsordnung angenommen wurden. 

Zweifelsohne hat die O P E C entscheidend dazu beigetragen, 
daß das Entwicklungsanliegen ein vorrangiger Punkt der 
internationalen Tagesordnung wurde. Sie zwang die Indu­
striestaaten dazu, den Entwicklungsländern zuzuhören. Den­
noch ist bewußt von einem >Beitrag< die Rede: Mit dem Algier-
Gipfel hatte die Entwicklungsthematik eine solche Bedeutung 

erreicht und hatten die Entwicklungsländer einen solchen 
Grad von Mobilisierung erlangt, daß es nur eine Frage der 
Zeit war, bis diese Thematik auch auf internationaler Ebene 
energisch vertreten werden würde. Tatsächlich hatte ja auch 
die Gipfelkonferenz von Algier bereits die Einberufung einer 
Sondertagung über Entwicklungsfragen verlangt. Die Absicht 
dieser Einschränkung ist es nicht, die Rolle der O P E C zu 
schmälern. Vielmehr soll unterstrichen werden, daß das 
energische Eintreten der Entwicklungsländer für die NWWO 
nicht nur eine Begleiterscheinung des OPEC-Erfolgs ist, son­
dern sich auf eine detaillierte und hochstrukturierte Vor­
arbeit stützen kann und von einem breiten Konsensus auf 
höchster politischer Ebene getragen wird. Unabhängig von 
der zukünftigen Entwicklung der O P E C und unabhängig 
davon, ob die bisher entwickelten Vorstellungen tatsächlich 
eine strukturelle Besserstellung der Entwicklungsländer be­
wirken können, werden daher die mit der Neuordnung der 
Weltwirtschaft zusammenhängenden Probleme auf der Welt­
tagesordnung bleiben. 
Sie werden dort auch bleiben, weil die gleichberechtigte E i n ­
gliederung der Entwicklungsländer in das Weltwirtschafts­
system ein logischer Schritt in der Emanzipation dieser 
Staaten ist. Zwangsläufig wird sich dadurch das gegenwärtige 
System der Weltwirtschaft transformieren. Die Herausforde­
rung besteht darin, die damit notwendigerweise verbundenen 
Spannungen zwischen Nord und Süd so niedrig wie möglich 
zu halten, um diese Transformation so reibungslos wie mög­
lich zu gestalten. Dies wiederum verlangt im Rahmen einer 
umfassenden Weltsicherheitspolitik die bereitwillige und ver­
ständnisvolle Kooperation der Industrieländer. 

Anmerkungen 

* Die in diesem Beitrag vertretenen Ansichten geben nicht notwendi­
gerweise diejenigen der Institutionen wieder, mit denen der Autor 
verbunden ist. 

1 Das Programm ist im wesentlichen in folgenden Resolutionen der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen formuliert: A/Res/ 
3201(S-VI) und 3202(S-VI) v. 1.5.1974 (Erklärung und Aktionspro­
gramm zur Errichtung einer neuen Internationalen Wirtschaftsord­
nung), A/Res/3281(XXIX) v. 12.12.1974 (Charta der wirtschaftlichen 
Rechte und Pflichten der Staaten, Text s. VN4/1975 S.117ff.), A/Res/ 
3362(S-VII) v. 16.9.1975 (Entwicklung und internationale wirtschaft­
liche Zusammenarbeit, Text s. VN5/1975 S.157ff.). Zahlreiche The­
men aus diesem Komplex wurden in dieser Zeitschrift aufgegrif­
fen; verwiesen sei außer auf die ständige Behandlung unter dem 
Stichwort >Wirtschaft und Entwicklung« der Rubrik >Aus dem Be­
reich der Vereinten Nationen« insbesondere auf folgende Aufsätze: 
G. Mennlng, Neue Weltwirtschaftsordnung angestrebt, VN3/1974 
S.79ff.; C. Tomuschat, Die Neue Weltwirtschaftsordnung. VN4/1975 
S.93ff.; N. J . Pril l , Zwischen Planwirtschaft und Dirigismus, VN5/ 
1975 S. 135ff. Hingewiesen sei auch auf K . P. Sauvant/H. Hasenpflug 
(Hrsg), The New International Economic Order. Confrontation or 
Cooperation between North and South?, Frankfurt 1977. 

2 Die Dokumente der Blockfreien wie auch das Abschlußkommuni­
que der Bandung-Konferenz und eine Bibliographie einschlägiger 
Literatur sind enthalten in O. Jankowitsch/K. P. Sauvant (Hrsg), 
The Third World without Superpowers. The Collected Documents 
of the Non-Aligned Countries, Dobbs Ferry 1978 (4 Bände). Zur 
Geschichte der Blockfreien vor allem L . Mates, Non-Alignment. 
Theory and Current Policy, Dobbs Ferry 1972. 

3 Jedes Entwicklungsland gehört automatisch der (mittlerweile auf 
mehr als 110 Mitglieder angewachsenen) Gruppe der 77 an, unab­
hängig davon, ob es den Vereinten Nationen angehört. 

4 Vgl. D. Senghaas, Weltwirtschaftsordnung und Entwicklungspolitik. 
Plädoyer für Dissoziation, Frankfurt 1977. 

5 Vgl. Jankowitsch/Sauvant (Anm.2), S.177ff. Siehe auch K . M. Khan/ 
V. Matthies (Hrsg), Collective Self-Reliance. Programme und Per­
spektiven der Dritten Welt, München 1978. 

6 Vgl. Jankowitsch/Sauvant (Anm.2), S.85ff. 
7 Aufstellung der Themenkomplexe und der daran arbeitenden Län­

der bei Jankowitsch/Sauvant (Anm.2), S . X L I V . 
8 Vgl. Senghaas (Anm.4). Kritisch gegenüber diesem Ansatz V. Mat­

thies, Integration in den Weltmarkt oder Dissoziation. Wege der 
Entwicklungsländer, in: Gegenwartskunde 3/1978. 

9 Der konkrete Inhalt des Programms stützt sich weitgehend auf 
die (auf lateinamerikanischen Ansätzen fußende) in der UNCTAD 
und der Gruppe der 77 geleistete Arbeit bezüglich der UN-Entwick­
lungsdekaden. Zur Analyse der Schwerpunktverlagerung der Per­
spektive der Blockfreien siehe O. Jankowitsch/K. P. Sauvant, The 
Origins of the New International Economic Order. The Role of the 
Non-Aligned Countries, in: K . P. Sauvant (Hrsg), The International 
Economic Order. Changing Priorities on the International Agenda, 
Oxford (in Vorbereitung). 

10 UN-Doc. A/9541 v. 5.2.1974 (Brief v.30.1.1974). 

52 Vereinte Nationen 2/79 


